
Zu einigen Fragen der Durchsetzung der neuen Konzeption 
für die Arbeit der Justizorgane aus der Sicht des Obersten Gerichts

Von Dr. GUSTAV JAHN, Vizepräsident des Obersten Gerichts der DDR

Die von der Partei der Arbeiterklasse vor zwei Jah
ren auf der Babelsberger Konferenz erhobene Forde
rung, die Arbeit sowohl der Staats- und Rechtswissen
schaft als auch der Justizpraxis „auf den Boden des 
Marxismus-Leninismus und damit auch auf den 
Boden der revolutionären gesellschaftlichen Praxis un
serer sozialistischen Umwälzung selbst zu stellen“, hat 
zwar in der Zwischenzeit Eingang in die Köpfe der 
Justizfunktionäre gefunden, jedoch hat sich noch nicht 
überall die Erkenntnis durchgesetzt, daß diese Forde
rung von der gesellschaftlichen und staatlichen Ent
wicklung selbst auf die Tagesordnung gesetzt worden 
ist. Noch besteht nicht überall Klarheit darüber, daß 
die Wende in unserer Arbeit objektiv notwendig ge
worden ist, weil die im wesentlichen spontane bürger
liche Justizpraxis zu einem Hemmnis in der Entwick
lung zum Sozialismus geworden war, ungeeignet, die 
objektiven Notwendigkeiten der gegenwärtigen Etappe 
der Entwicklung mit durchsetzen zu helfen.

Man kann mit Recht sagen, daß die im Juni vorigen 
Jahres von einem Kollektiv von Praktikern entwickel
ten und formulierten Grundgedanken für eine sozia
listische Praxis der Justizorgane (vgl. NJ 1959 S. 469) 
eine neue Etappe in der Arbeit dieser Organe eingelei
tet haben und daß bei den Praktikern eine große Be
reitschaft besteht, diese Konzeption in der praktischen 
Arbeit durchzusetzen. Gleichwohl muß aber kritisch 
vermerkt werden, daß diese Konzeption kaum eine 

•theoretische Bereicherung und Weiterentwicklung, ins
besondere durch die Praktiker, erfahren hat. Das läßt 
den Verdacht aufkommen, daß viele Praktiker glau
ben, endlich ein für alle Justizorgane gültiges Rezept 
gefunden zu haben, das es nur zu übernehmen gilt. Es 
muß aber davon ausgegangen werden, daß die neue 
Konzeption das Minimalprogramm ist, das es durch 
die Erfahrungen der Praxis ständig zu bereichern und 
theoretisch zu vertiefen gilt.

Die Bereicherung und Vertiefung der neuen Konzep
tion, zu der in erster Linie die zentralen Justizorgane 
beitragen müssen, ist die eine Seite. Die andere Seite 
besteht darin, die bisherigen, in der neuen Konzeption 
enthaltenen Grundfragen überall durchzusetzen. Dabei 
geht es nicht darum, die neue Konzeption zu inter
pretieren, sondern sie als Anleitung zum Handeln zu 
benutzen.

Obwohl beim Obersten Gericht auf der Grundlage 
der neuen Konzeption recht schnell mit der Ausarbei
tung eines Aktionsprogramms begonnen und dasselbe 
im dritten Quartal 1959 auch vom Richterkollegium be
schlossen worden war1, kann heute noch nicht gesagt 
werden, daß der Durchbruch allseitig erzielt worden 
wäre. Wie überall stößt auch bei uns ihre Durchsetzung 
auf den Widerstand des Rechtsposivitismus und -for- 
malismus. In vielen Entscheidungen zeigt sich noch die 
bürgerlich-formale Rechtspraxis, die die Durchsetzung 
der objektiven Notwendigkeiten und damit die gesell
schaftliche Entwicklung hemmt. Nur zaghaft, Schritt für 
Schritt, setzt sich auch bei uns die sozialistische Praxis 
durch, wobei auf dem Gebiet des Zivilrechts das Tempo 
geringer ist als auf dem Gebiet des Strafrechts. Das 
hat letztlich eine Ursache darin, daß die neue Konzep
tion die Fragen des Zivilrechts nicht so deutlich in den 
Blickpunkt rückt wie die des Strafrechts und viele

1 Über einige wesentliche Fragen dieses Programms hat
Schumann bereits in NJ 1959 S. 673 ff. berichtet.

zivilrechtliche Probleme ihrer Natur nach noch unklar 
sind. Eine der Aufgaben der zentralen Aktivtagung muß 
deshalb darin bestehen, u. a. über die Fragen des Zivil
rechts Klarheit zu schaffen und Maßnahmen festzu
legen, die gewährleisten, daß das Jahr 1960 das Jahr 
des Umschwungs auch auf dem Gebiete des Zivilrechts 
wird.

Ein Beispiel, das wie kein anderes als Haupthindernis 
für die Qualifizierung der Justizarbeit das Weiterwir
ken der bürgerlich formalistisch-normativistischen Posi
tionen auf dem Gebiete des Zivilrechts zeigt, ist das 
Kassationsverfahren 2 Zz 34/59, dem folgender Sachver
halt zugrunde liegt:

Eine Arbeiterin hatte von der in ihrem Betrieb be
stehenden Kasse der gegenseitigen Hilfe ein Darlehn 
erhalten. Noch bevor sie es ganz zurückgezahlt hatte, 
verließ sie illegal die DDR. Vertreten durch den Lohn
buchhalter des Betriebes, klagte die Kasse den Rest
betrag beim Gericht ein. Da die Verklagte nicht er
schien, erging antragsgemäß Versäumnisurteil. Der 
Vorstand hatte es jedoch verabsäumt, dem Lohnbuch
halter eine schriftliche Vollmacht zu erteilen — ein 
Mangel, der dem Gericht nicht aufgefallen war. Davon 
ausgehend, beantragte der Generalstaatsanwalt die 
Kassation mit dem Ziel, klarzustellen, welchen Charak
ter die Kassen für gegenseitige Hilfe haben und von 
wem sie im Rechtsverkehr vertreten werden. Da am 
Ergebnis des Urteils also nichts zu ändern, sondern die 
bloße Wiederholung des Verfahrens — mit Vollmacht — 
beabsichtigt war, wäre es Aufgabe dieser sog. theoreti- 
tischen Kassation gewesen, allseitig das Wesen und die 
Bedeutung der Kassen für gegenseitige Hilfe zu analy
sieren. Aber weder im Kassationsantrag noch im Urteil 
war das Problem erkannt, Losgelöst von der politischen 
und gesellschaftlichen Entwicklung „beweist“ das Ur
teil, daß die Kassen für gegenseitige Hilfe ihrem Cha
rakter nach nichtrechtsfähige Vereine im Sinne des 
§ 54 BGB sind. Es liefert damit ein Musterbeispiel da
für, wie eine neue, die sozialistische Entwicklung för
dernde Institution in eine alte Rechtsform gepreßt wird, 
ohne daß ein Wort über die politisch-historische Rolle 
und die Bedeutung der Kassen für gegenseitige Hilfe 
beim Aufbau des Sozialismus gesagt wird, was allein 
dem Senat erst ermöglicht hätte, ihren Charakter zu 
bestimmen und die juristische Begründung zu finden. 
Angesichts dieser Entscheidung — die kein Einzelfall 
ist — muß man fragen, wie der Senat die These 5 der 
neuen Konzeption in der Praxis anwendet, die davon 
ausgeht, daß die neue Gesetzlichkeit die Gesetzmäßig
keit unserer Entwicklung in sich aufnehmen muß (vgl.
NJ 1959 S. 470). Hätte der Senat die für j e d e  Sachent
scheidung notwendige Grundfrage gestellt: „Wie hilft 
diese Entscheidung, die objektiven Notwendigkeiten der 
gesellschaftlichen Entwicklung durchzusetzen?“, wäre er • 
zu dem Ergebnis gekommen, daß sie nicht nur nicht hel
fen kann, sondern die Aktivität der Werktätigen hem
men muß.2 Da diese Grundfrage auch bei der Obersten 
Staatsanwaltschaft nicht klar war, hätte der Senat auch 
dort mit um die Durchsetzung des sozialistischen Ar
beitsstils kämpfen müssen. Das oben angegebene Bei
spiel, das für viele steht, zeigt deutlich die Notwendig
keit des schnellen Umschwungs auf dem Gebiete des 
Zivilrechts.

2 Um die Wirkung der Entscheidung zu erfahren, sollte der 
Senat Veranlassung nehmen, sie mit den Arbeitern des be
treffenden Betriebes zu besprechen.
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